
 

 

 

Bewertung des Entwurfs der De-minimis-Verordnung 
Die De-minimis-Verordnung sieht Ausnahmen vom generellen Beihilfenverbot für ge-
ringfügige Beträge vor, bei denen in Summe davon ausgegangen wird, dass sie sich nicht 
negativ auf den Wettbewerb und Handel im Binnenmarkt auswirken. Die Europäische 
Kommission sollte bei der anstehenden Überarbeitung ihre ausdrückliche Zielsetzung 
hinsichtlich eines wirtschaftlich starken Mittelstands sowie eines spürbaren Abbaus von 
Bürokratie gerecht werden und durch eine Vereinfachung bei der Anwendung der De-
minimis-Verordnung gerade kleinste und kleine Betriebe entlasten. 

Der Entwurf der De-minimis-Verordnung beinhaltet zwei wesentliche Veränderungsvor-
schläge: Die Erhöhung des Schwellenwertes und die Einführung eines verpflichtenden 
Zentralregisters. 

Erhöhung des Schwellenwerte ist angemessen 

Die aktuelle Obergrenze von 200.000 EUR Beihilfen in drei Steuerjahren wurde in der 
De-minimis-Verordnung von 2006 für den Zeitraum bis 2013 festgelegt. Seither wurden 
keine Anpassungen vorgenommen.  In Anbetracht der wirtschaftlichen Entwicklungen 
und der Preisentwicklung der letzten beiden Jahrzehnte erscheint eine Anhebung der 
De-minimis-Beihilfen auf 275.00 EUR in drei Jahren pro Mitgliedsstaat aus Sicht des 
Handwerks daher angemessen.  

Anpassungen bei der Ausgestaltung und Zugänglichkeit des Zentralregisters notwendig 

Die Einführung eines obligatorischen Zentralregisters zur Erfassung von De-minimis-Bei-
hilfen kann aus Sicht des ZDH grundsätzlich dazu geeignet sein, die bürokra-
tischen Lasten und den Verwaltungsaufwand sowohl für die beihilfegeben-
den Stellen als auch für die geförderten Unternehmen zu reduzieren. 

Anpassung der De-minimis-Verordnung  

Das deutsche Handwerk unterstützt die Anpassung der Schwellenwerte für De-minimis-Beihil-
fen an die Inflation und sieht den neuen Grenzwert von 275.000 Euro pro Unternehmen in drei 
Geschäftsjahren als angemessen an. Die Einführung eines Zentralregisters kann dazu beitra-
gen, Betriebe und beihilfegebende Stellen von bürokratischen Pflichten zu entlasten. Jedoch 
darf das Register aus Sicht des Handwerks nicht uneingeschränkt öffentlich zugänglich ge-
macht werden. Zudem bedarf es einer längeren Frist zur Umsetzung von mindestens einem 
Jahr. Für binnenmarktunschädliche Kleinbeihilfen von bis zu 1.000 Euro pro Beihilfe ist eine 
weitere Vereinfachung vorzusehen.  
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Der Vorschlag zur Überarbeitung der De-minimis-Verordnung sieht in Artikel 6 Abs. 2 
vor, dass das zentrale De-minimis-Beihilfenregister über eine Website frei zugänglich 
sein muss, die keine Einschränkungen wie z. B. eine Anforderung zur vorherigen Nutzer-
registrierung aufweist. Der Zugang der Öffentlichkeit ist aus Sicht des Handwerks jedoch 
nicht verhältnismäßig, um die Einhaltung der De-minimis-Schwellenwerte dokumentie-
ren und seitens der EU-Kommission sowie der Nationalstaaten überprüfen zu können. 
Daher sollte das Zentralregister für die breite Öffentlichkeit nicht uneingeschränkt ein-
sehbar sein.  

De-minimis-Beihilfen sind nach dem europäischen Recht zulässig, da ihre Höhe in 
Summe so gering ist, dass eine spürbare Verzerrung des Wettbewerbs in der EU ausge-
schlossen werden kann. De-minimis-Beihilfen tragen somit durch den eingeschränkten 
Umfang nicht dazu bei, dass Unternehmen einen signifikanten wirtschaftlichen Vorteil 
gegenüber Konkurrenzunternehmen auf den europäischen Binnenmarkt erlangen kön-
nen. Auch aus diesem Grund ist eine uneingeschränkt zugängliche Auflistung aller De-
minimis-Beihilfen nicht verhältnismäßig und verstößt zudem gegen die Achtung des Pri-
vatlebens und den Schutz personenbezogener Daten nach der Charta der Grundrechte 
der EU.  
 
Zur Dokumentation und Überprüfung der Einhaltung der Höchstbeträge für De-minimis-
Beihilfen reicht es vielmehr aus, dass die Gesamtsumme aller De-minimis-Beihilfen in 
den letzten drei Steuerjahren pro Unternehmen von der beihilfegebenden Stelle und 
nach vorheriger Registrierung auch detailliert vom beihilfeerhaltenden Unternehmen 
eingesehen werden können.  
 
Insbesondere muss sichergestellt werden, dass eine zeitnahe Eintragung erfolgt und die 
zuwendungsgebenden Stellen direkt die Beträge einsehen und prüfen können, ob eine 
weitere Zuwendung noch innerhalb der De-minimis-Grenze liegt. Eintragungsbefugt 
muss deshalb jede beihilfegebende Stelle inklusive den Handwerksorganisationen sein.  
Von besonderer Bedeutung ist es hierbei, ein möglichst einfaches und bürokratiearmes 
Verfahren zur Akkreditierung der beihilfegebenden Stellen zu schaffen.  
Weitere Einzelheiten, wie in Artikel 6 Abs. 4 vorgesehen, sind dagegen für die Prüfung 
der Einhaltung der Schwellenwerte nicht zwingend erforderlich. Es ist daher nicht nach-
vollziehbar, warum alle diese Angaben öffentlich zugänglich sein sollen.  
 
Umsetzungsfrist und Übergangszeit 

Die im Entwurf vorgesehene Anpassungsfrist von 6 Monaten ist aus Sicht des ZDH zu 
kurz, um ein nationales Register zu erstellen. Es besteht daher die Gefahr, dass Deutsch-
land innerhalb dieser Frist kein bürokratiearmes und für alle Beteiligten effektives Zent-
ralregister aufsetzten kann. Mehr als auf die Schnelligkeit sollte es auf ein qualitativ gut 
ausgestaltetes Zentralregister ankommen, sodass eine Umsetzungsfrist von mindestens 
einem Jahr angemessen erscheint. 

Artikel 6 (2) des Entwurfs sieht außerdem vor, dass der Absatz 1 nicht mehr anzuwenden 
ist, sobald die Informationen im Zentralregister einen Zeitraum von drei Steuerjahren 
abdecken. Um den bürokratischen Aufwand weitestgehend zu minimieren, sollte es 
möglich sein, dass Unternehmen bei Einführung des Zentralregisters alternativ bestäti-
gen können, dass sie für den Zeitraum der beiden vergangenen Steuerjahre sowie für 
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das laufende Steuerjahr bislang keine De-minimis-Beihilfen erhalten haben. Hierdurch 
sollte mit sofortiger Wirkung der Artikel 6 Abs. 1 für diese Unternehmen entfallen. 

De-minimis Bescheinigungen müssen elektronisch versandt werden können 

Die Ausgabe der De-minimis-Bescheinigung durch die beihilfegewährende Stelle sollte 
auch in elektronischer Form möglich sein, analog zur Erklärung des Beihilfeempfängers. 
Dies würde zu einer Entlastung bei der Zustellung der Bescheinigungen führen, die Ver-
waltungskosten senken und einen weiteren Impuls zur Beschleunigung der Digitalisie-
rung innerhalb der EU bringen. 

Weitere grundlegende Vereinfachungen sinnvoll 

Bei größeren Fördermaßnahmen haben sich Beihilfen nach De-minimis durchaus be-
währt. Bei sehr kleinteiligen Förderbeträgen steht aber der bürokratische Aufwand in 
keinem Verhältnis zu den potenziellen Auswirkungen auf den Wettbewerb. Einen ersten 
Vorstoß hierzu hat die Kommission bereits unternommen, indem sie die AGVO in Hin-
blick auf ETZ-Projekte angepasst hat und durch die Einführung des Artikels 20a geringe 
Beihilfen bis 20.000€ für Unternehmen zur Teilnahme an Projekten der europäischen 
territorialen Zusammenarbeit als mit dem Binnenmarkt vereinbar deklariert und anmel-
defrei gestellt hat. Diese Vereinfachung sollte auch bei sehr geringfügigen De-minimis-
Beihilfen Anwendung finden. Extrem kleine und daher vernachlässigbare Förderbeiträge, 
z. B. bis max. 1000 EUR pro Einzelbeihilfe, sollten in diesem Sinne von der beihilferechtli-
chen Betrachtung für KMU gänzlich ausgenommen werden. Fördergebende Stellen und 
Unternehmen sollten bei solchen geringfügigen Förderbeträgen von Erleichterungen 
profitieren und keine Eintragungs- und Dokumentationspflichten nach der De-minimis-
Verordnung erfüllen müssen.  
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